
5P.346/2004 /bnm 

Urteil vom 8. November 2004 II. Zivilabteilung 

Bundesrichter Raselli, Präsident, Bundesrichterin E scher, Bundesrichter 
Meyer, Gerichtsschreiber Zbinden. 

X. ________, Beschwerdeführer, vertreten durch Fürs precher Thomas Bieder-
mann, 

gegen 

Aufsichtsbehörde in Betreibungs- und Konkurssachen für den Kanton Bern, 
Hochschulstrasse 17, Postfach 7475, 3001 Bern, 

Betreibungs- und Konkursamt Emmental-Oberaargau, Di enststelle Aarwangen, 
Eyhalde 2,   4912 Aarwangen. 

Art. 9 BV (unentgeltliche Rechtspflege in einem Pfä ndungsverfahren), 

Staatsrechtliche Beschwerde gegen den Entscheid der  Aufsichtsbehörde in 
Betreibungs- und Konkurssachen für den Kanton Bern vom 22. Juli 2004. 

Sachverhalt: 

A. A.a Der Schuldner X.________ bezog nach einem Be rufsunfall Taggelder der 
Versicherungsgesellschaft Y.________. Gestützt auf ein versicherungsärztli-
ches Gutachten verfügte die Versicherung die Einste llung der Taggeldzahlung 
sowie die Ausrichtung einer einmaligen Summe von Fr . 17'500.-- und erklärte 
damit ihre Leistungspflicht für beendet. 

A.b Mit Schreiben vom 19. April 2004 wies das Betre ibungs- und Konkursamt 
A.________ die Versicherungsgesellschaft an, von di eser Summe einen Teilbe-
trag von Fr. 10'270.-- dem Schuldner zur Deckung de r von Dezember 2003 bis 
Juni 2004 anstehenden Fehlbeträge des Existenzminim ums auszubezahlen und 
die verbleibenden Fr. 7'230.-- dem Betreibungsamt z u Händen der Pfändungs-
gläubiger zur Verfügung zu stellen. In seiner Verfü gung vom 28. April 2004 
hielt das Amt dafür, bei der Kapitalzahlung handle es sich um die Pauschal-
ablösung der Unfalltaggelder und demzufolge um besc hränkt pfändbares Er-
satzeinkommen gemäss Art. 93 Abs. 1 SchKG. 

B. Gegen diese Verfügung erhob der anwaltlich vertr etende Schuldner Be-
schwerde gemäss Art. 17 SchKG, welche die Aufsichts behörde in Betreibungs- 
und Konkurssachen für den Kanton Bern am 22. Juli 2 004 guthiess. Die Auf-
sichtsbehörde hob die angefochtene Verfügung auf un d stellte fest, dass die 
Versicherungsentschädigung von Fr. 17'500.-- nicht pfändbar sei. Das Gesuch 
des Schuldners um Gewährung der unentgeltlichen Rec htsverbeiständung wies 
sie ab (Ziff. 2 des Entscheides). 

C. Der Schuldner führt staatsrechtliche Beschwerde wegen Verletzung von 
Art. 29 Abs. 3 BV mit dem Begehren, Ziff. 2 des Ent scheides der Aufsichts-
behörde vom 22. Juli 2004 aufzuheben. 

Die Aufsichtsbehörde verweist auf die massgebende E rwägung des angefochte-
nen Entscheides, ohne indes einen Antrag in der Sac he zu stellen. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 

1. Der angefochtene Entscheid ist dem Anwalt des Be schwerdeführers am 30. 
Juli 2004 zugegangen. Die 30-tägige Beschwerdefrist  gemäss Art. 89 Abs. 1 
OG lief infolge der bis zum 15. August 2004 dauernd en Gerichtsferien (Art. 
34 Abs. 1 OG) am 14. September 2004 ab. Diese Frist  ist mit der Eingabe vom 
13. September 2004 gewahrt worden. Eine Ausnahme im  Sinne von Art. 34 Abs. 
2 OG liegt nicht vor, da die vorliegende Beschwerde  keine Betreibungs- bzw. 



Konkurssache beschlägt (vgl. Poudret/Sandoz-Monod, Commentaire de la loi 
fédérale d'organisation judiciaire, Band I, 1990, N . 3 zu Art. 34 OG). 

2. Die Aufsichtsbehörde führt zur Begründung ihres Entscheides aus, zwar 
sei die unentgeltliche Verbeiständung im Betreibung sverfahren nicht grund-
sätzlich ausgeschlossen. Indessen erübrige sich die  Mitwirkung eines Anwal-
tes bei einem vom Untersuchungsgrundsatz beherrscht en Verfahren in aller 
Regel (BGE 122 I 10). Die vorliegende Beschwerde er schöpfe sich im Vorbrin-
gen, eine zugesprochene Versicherungsleistung sei u npfändbar, wozu es kei-
nes Anwaltes bedürfe, zumal nicht geltend gemacht w erde, der Beschwerdefüh-
rer sei der deutschen Schriftsprache nicht genügend  mächtig. Im Beschwerde-
verfahren würden nach konstanter Praxis einfachste Eingaben entgegengenom-
men; aufgrund der im Beschwerdeverfahren geltenden Untersuchungsmaxime ge-
nüge eine Eingabe, die bloss sinngemäss ein Begehre n enthalte oder den re-
levanten Sachverhalt nur andeutungsweise schildere.  

Der Beschwerdeführer macht zusammengefasst geltend,  der Umstand, dass das 
Beschwerdeverfahren nach Art. 17 ff. SchKG vom Unte rsuchungsgrundsatz be-
herrscht sei, wie das Obergericht feststelle, schli esse die unentgeltliche 
Verbeiständung nicht zwingend aus. Im vorliegenden Fall sei die Notwendig-
keit einer amtlichen Verbeiständung aufgrund seiner  Rechtsunkenntnis, der 
Komplexität der sich stellenden Rechtsfragen sowie des nicht unbedeutenden, 
auf dem Spiele stehenden finanziellen Interesses ge geben. Die Aufsichtsbe-
hörde habe dies nicht beachtet, sondern die amtlich e Verbeiständung mit dem 
Hinweis auf die dem Beschwerdeverfahren eigene Unte rsuchungsmaxime verwei-
gert und damit Art. 29 Abs. 3 BV verletzt. 

2.1 Nach Art. 29 Abs. 3 BV hat jede Person, die nic ht über die erforderli-
chen Mittel verfügt und deren Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint, 
Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege. Soweit es  zur Wahrung ihrer Rech-
te notwendig ist, hat sie ausserdem Anspruch auf un entgeltlichen Rechtsbei-
stand. Das Bundesgericht prüft in rechtlicher Hinsi cht frei, ob der An-
spruch auf Gewährung des Armenrechts missachtet wor den ist; auf Willkür be-
schränkt ist die Prüfung indessen, soweit tatsächli che Feststellungen der 
kantonalen Instanz in Frage stehen (BGE 129 I 129 E . 2.1 S. 133 mit Hinwei-
sen). 

2.2 Grundsätzlich fällt die unentgeltliche Verbeist ändung für jedes staat-
liche Verfahren in Betracht, in das der Gesuchstell er einbezogen wird oder 
das zur Wahrung seiner Rechte notwendig ist (BGE 12 8 I 225 E. 2.3 S. 227 
mit Hinweisen). In BGE 122 I 8 hat das Bundesgerich t erkannt, der aus Art. 
4 aBV abgeleitete Anspruch auf unentgeltliche Recht spflege könne im SchKG-
Beschwerdeverfahren nicht grundsätzlich mit dem Hin weis ausgeschlossen wer-
den, gemäss Art. 67 GebVSchKG (heute Art. 20a Abs. 1 SchKG und Art. 61 Abs. 
2 lit. a sowie Art. 62 Abs. 2 GebVSchKG) würden kei ne Kosten erhoben und 
keine Entschädigungen zugesprochen. Soweit das SchK G-Beschwerdeverfahren 
jedoch der Offizialmaxime unterstehe, sei die Mitwi rkung eines Rechtsan-
walts in aller Regel nicht erforderlich. In einem w eiteren Entscheid hat es 
alsdann diese Rechtsprechung präzisiert; gemäss die ser Präzisierung kann 
sich auch in dem von der Untersuchungsmaxime beherr schten betreibungsrecht-
lichen Be- schwerdeverfahren nach Art. 17 ff. SchKG  die Verbeiständung 
durch einen Rechtsanwalt als notwendig erweisen, we nn der Sachverhalt oder 
die sich stellenden Rechtsfragen komplex oder die R echtskenntnisse des Ge-
suchstellers unzureichend sind oder wenn bedeutende  Interessen auf dem 
Spiele stehen (BGE 122 III 392). Diese Rechtsprechu ng betrifft zwar einen 
Fall der unentgeltlichen Rechtspflege im bundesgeri chtlichen Verfahren 
(Art. 152 OG); doch ist nicht ersichtlich, weshalb sie nicht auf das kanto-
nale Beschwerdeverfahren zu übertragen wäre. 

2.3 Entgegen der Auffassung der Aufsichtsbehörde ka nn die unentgeltliche 
Verbeiständung somit nicht im Wesentlichen gestützt  auf die bei der Ermitt-
lung des pfändbaren Einkommens geltende Untersuchun gsmaxime verwehrt wer-



den. Diese lässt eine anwaltliche Vertretung der am  Verfahren Beteiligten 
nicht ohne weiteres als unnötig erscheinen (vgl. BG E 125 V 32 E. 4b S. 36). 
Das sachgerechte Anlegen eines jeden Verfahrens und  dessen richtige Leitung 
erfordern von der Behörde eine umfassende Kenntnis der einschlägigen 
Rechtsfragen, geht es doch darum, die rechtserhebli chen tatsächlichen Um-
stände einfliessen zu lassen. Die Erfahrung zeigt, dass ein schlecht begon-
nenes Verfahren später nur sehr schwer in die richt ige Bahn zu bringen ist. 
Abgesehen davon, dass die Untersuchungsmaxime allfä llige Fehlleistungen der 
Behörde nicht zu verhindern vermag, ist zu bedenken , dass sie nicht unbe-
grenzt ist. Sie verpflichtet die Behörde zwar, von sich aus alle Elemente 
in Betracht zu ziehen, die entscheidwesentlich sind , und unabhängig von den 
Anträgen der Parteien Beweise zu erheben. Diese Pfl icht entbindet die Be-
teiligten indessen nicht davon, durch Hinweise zum Sachverhalt oder Be-
zeichnung von Beweisen am Verfahren mitzuwirken (da zu BGE 128 III 411 E. 
3.2.1 und 3.2.2 S. 412 ff.; und insbesondere BGE 13 0 III 180 E. 3.2). 2.4 
Mit ihrem Hinweis auf die fehlende inhaltliche Qual ität der Beschwerde-
schrift spricht die Aufsichtsbehörde nicht die Vora ussetzungen für die Ge-
währung der unentgeltlichen Rechtspflege an; ihre d iesbezügliche Argumenta-
tion dreht sich im Ergebnis vielmehr darum, welche Entschädigung dem Anwalt 
für die geleistete Arbeit zu entrichten ist. Ebenso  wenig lässt sich eine 
Verweigerung des amtlichen Rechtsbeistandes mit dem  Hinweis auf die genü-
genden Sprachkenntnisse und die Tatsache begründen,  dass an die Zulässig-
keit von betreibungsrechtlichen Beschwerden keine b zw. keine übertriebenen 
Anforderungen gestellt werden. Damit wird insbesond ere die Frage nicht be-
antwortet, ob der Beschwerdeführer aufgrund seiner rechtlichen Kenntnisse 
in der Lage war, selbstständig Beschwerde zu führen . Im vorliegenden Fall 
ging es um die für einen juristischen Laien nicht e infache Abgrenzung einer 
unpfändbaren Integritätsentschädigung gemäss Art. 9 2 Abs. 1 Ziff. 9 SchKG 
von einem beschränkt pfändbaren Ersatzeinkommen nac h Art. 93 SchKG. Die 
Aufsichtsbehörde stellt nicht fest, dass der Beschw erdeführer über genügen-
de Rechtskenntnisse verfügt, um dieses rechtliche P roblem zu erkennen und 
aufgrund seiner Kenntnisse selbstständig Beschwerde  zu führen. Sodann ging 
es um einen Betrag von Fr. 7'230.-- (vgl. A.b hierv or), womit für den mit 
finanziellen Problemen kämpfenden Beschwerdeführer auch bedeutende Interes-
sen auf dem Spiele standen. Damit aber ist die unen tgeltliche Verbeistän-
dung zu Unrecht verweigert und folglich Art. 29 Abs . 3 BV verletzt worden. 

3. Die staatsrechtliche Beschwerde ist gutzuheissen  und Ziff. 2 des ange-
fochtenen Entscheids aufzuheben. Da dem unterliegen den Kanton keine Ge-
richtskosten überbunden werden können, ist von eine r Gerichtsgebühr abzuse-
hen (Art. 156 Abs. 2 OG). Hingegen hat der Kanton d en Beschwerdeführer für 
das bundesgerichtliche Beschwerdeverfahren zu entsc hädigen (Art. 159 Abs. 2 
OG). 

Demnach erkennt das Bundesgericht: 

1.  Die staatsrechtliche Beschwerde wird gutgeheissen u nd Ziff. 2 des Ent-
scheides der Aufsichtsbehörde in Betreibungs- und K onkurssachen für den 
Kanton Bern vom 22. Juli 2004 aufgehoben. 

2.  Es werden keine Gerichtskosten erhoben. 

3.  Der Kanton Bern hat den Beschwerdeführer für das bu ndesgerichtliche Ver-
fahren mit Fr. 1‘000.-- zu entschädigen. 

4.  Dieses Urteil wird dem Beschwerdeführer und der Auf sichtsbehörde in 
Betreibungs- und Konkurssachen für den Kanton Bern sowie dem Betrei-
bungs- und Konkursamt A.________ schriftlich mitget eilt. 

Lausanne, 8. November 2004 

Im Namen der II. Zivilabteilung des Schweizerischen  Bundesgerichts 



Der Präsident:  Der Gerichtsschreiber: 

 


